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Teil A: Begründung 

 Anlass, Ziel und Zweck der Planung 

Um dem anhaltenden Bedarf an innerstädtischem Wohnraum in der Stadt Erding Rech-
nung zu tragen und neuen Wohnraum zu schaffen, soll auf den Grundstücksflächen zwi-
schen der Sandgrubensiedlung und dem Gewerbegebiet Erding-West ein neues Wohnge-
biet entstehen. Das Bebauungsplangebiet Nr. 171 für das Gebiet „westlich der Sandgru-
bensiedlung“ soll durch Teilbebauungspläne in drei Abschnitten umgesetzt werden.  

Für den ersten Teilabschnitt liegt der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 171 I in der Fas-
sung vom 08.02.2011 sowie eine erste Änderung dieses Plans vom 12.07.2012 vor. Dieser 
Teilabschnitt ist bereits bebaut.  

Um dem anhaltenden Bedarf nach weiteren Wohnbauflächen Rechnung zu tragen, wurde 
vom Stadtrat am 27.03.2012 auf Grundlage des o.g. Masterplans die Aufstellung des zwei-
ten Teilbebauungsplans Nr. 171 II und am 21.03.2013 die Aufstellung des dritten Teilbe-
bauungsplans Nr. 171 III beschlossen. Für den Teilbebauungsplan Nr. 171 II wurden 2013 
und für den Teilbebauungsplan Nr. 171 III im Jahr 2014 die frühzeitigen Beteiligungen nach 
§ 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB durchgeführt. Die Bebauungsplanverfahren wurden seit-
dem nicht fortgeführt, da durch die im Beteiligungsverfahren eingebrachten Stellungnah-
men keine Satzungsbeschlüsse gefasst werden konnten. 

Aufgrund veränderter Rahmenbedingungen zwischen den Eigentümern und durch Anpas-
sung der städtebaulichen Strukturplanung sollen die Bebauungsplanverfahren der Teilab-
schnitte Nr. 171 II und III nunmehr zusammen fortgeführt und die frühzeitige Beteiligung 
nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB wiederholt werden. Grundlage für die vorliegende 
Bauleitplanung bildet das städtebauliche Konzept „Neues Wohnen auf dem Erdbeerfeld“ 
der Büros ISR Innovativ in Stadt + Raum und Biersack-Brunner Ingenieure aus dem Jahr 
2023.  

Ziel und Zweck des vorliegenden Bebauungsplans ist die Schaffung eines innerstädtischen 
Wohnquartiers mit Kindertagesstätte sowie attraktiven privaten und öffentlichen Aufent-
haltsbereichen. Die Erschließung des neuen Wohnquartiers erfolgt für den nördlichen Teil-
bereich über die Georg-Zilker-Straße, für den südlichen Teilbereich über die Dachauer 
Straße. Zur Verkehrsberuhigung und um möglichen Schleichverkehr der Sigwolfstraße zu 
vermeiden, wird die Straßenverkehrserschließung zentral unterbrochen und eine Durch-
querung des Wohnquartiers nur für den Fuß- und Radverkehr sowie Müllfahrzeuge und 
Rettungsdienste ermöglicht. Die erforderlichen Stellplätze sollen hauptsächlich in Garagen-
gebäuden sowie in Tiefgaragen untergebracht werden. Entlang der öffentlichen Straßen-
verkehrsfläche werden ergänzend Besucherstellplätze im Wechsel mit Baumstandorten 
vorgeschlagen. 

 Geltungsbereich 

Das Planungsgebiet befindet sich im westlichen Teil des Stadtgebiets Erding an der 
Sigwolfstraße und Dachauer Straße, zwischen dem Gewerbegebiet West und der Sandgru-
bensiedlung. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst ca. 83.357 m² (ca. 8,3 ha) und beinhal-
tet in der Gemarkung Altenerding vollumfänglich die Flurstücke Fl.-Nrn.: 1681, 1710, 
1710/1, 1710/2, 1710/3, 1711, 1712, 1714, 1714/1, 1715, 1715/1, 1716, 1717, 1717/1, 
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1717/2, 1717/3, 1717/4, 1717/5, 1717/6 und 1717/7 sowie teilweise die Fl.-Nrn.: 1679/110, 
1682, 1682/7 und 1713. 

 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan (FNP) ist als vorbereitender Bauleitplan ein wichtiges Element 
der Bauleitplanung einer Kommune. Er enthält den einschlägigen Vorgaben des Bauge-
setzbuchs (BauGB) zufolge die beabsichtigte städtebauliche Entwicklung und die sich dar-
aus ergebende Art der Bodennutzung für das ganze Gemeindegebiet. Ein Bebauungsplan 
muss sich an den planerischen Vorgaben des Flächennutzungsplans orientieren und ist 
aus diesem zu entwickeln.  

 
Abb.1: Ausschnitt Flächennutzungsplan der Stadt Erding mit Darstellung Geltungsbereich Bebauungsplan 

Für die Stadt Erding liegt in der Fassung vom 03.03.2020 ein mit der Bekanntmachung am 
17.03.2020 wirksamer Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan vor. Dieser 
stellt im Bereich des Planungsgebiets eine Wohnbaufläche: Allgemeines Wohngebiet (WA) 
dar. Der Bebauungsplan setzt ebenfalls ein Allgemeines Wohngebiet fest, welches durch 
eine Gemeinbedarfsfläche „Kindertagesstätte“ und sonstige Sondergebiete „Mobilitätssta-
tion“ ergänzt wird. Beide ergänzenden Nutzungen dienen dem Nutzungszweck des Allge-
meinen Wohngebietes.  

In den Randbereichen zur Wohnbaufläche sind im Flächennutzungsplan Grünflächen dar-
gestellt, die sich ebenfalls im Bebauungsplan als Randeingrünung und öffentliche Grünflä-
chen wiederfinden. Die im Flächennutzungsplan mittig im Plangebiet dargestellte wichtige 
überörtliche Fuß- und Radwegeverbindung und anzupflanzende Baumreihe wird im Bebau-
ungsplan durch öffentliche Grünflächen mit Fuß- und Radwegen umgesetzt.  
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Bezüglich der im FNP im Plangebiet dargestellten Spielplätze wird im Bebauungsplan auf 
die Anwendung der Satzung der Großen Kreisstadt Erding über die Herstellung und Ablö-
sung von Kinderspielplätzen (Kinderspielplatzsatzung - KSpS) hingewiesen. 

Der Bebauungsplan kann damit als aus dem Flächennutzungsplan heraus entwickelt be-
trachtet werden. 

 Erläuterung der Inhalte des Bebauungsplans 

 Art der baulichen Nutzung 

Im Bebauungsplan wird als Gebietsart ein Allgemeines Wohngebiet (WA) nach § 4 der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt. Das Allgemeine Wohngebiet wird in zehn 
Teilbereiche (WA1 bis WA10) unterteilt, da mitunter für diese unterschiedliche Festsetzun-
gen getroffen werden und um Festsetzungen eindeutig zuordnen zu können. Die nach § 4 
Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen Gartenbaubetriebe und Tankstel-
len werden für alle Teilbereiche des WA ausgeschlossen. Gartenbaubetriebe sind aufgrund 
ihrer zumeist großen Flächeninanspruchnahme und Tankstellen wegen der mit dieser Nut-
zung verbundenen Emissionen nicht zugelassen. Durch den Ausschluss dieser Nutzungen 
sollen Konflikte und zusätzlicher Verkehr im Allgemeinen Wohngebiet vermieden werden, 
wodurch der Schutzbedürftigkeit des Wohnens Rechnung getragen wird. 

Das Allgemeine Wohngebiet wird durch die bauliche Nutzung Sonstiges Sondergebiet mit 
der Zweckbestimmung „Mobilitätsstation“ ergänzt, das in drei Teilbereichen vorwiegend der 
Unterbringung von Stellplätzen sowie alternativen Mobilitätsangeboten in Garagengebäu-
den dienen soll. Daneben sind auch untergeordnete Nutzungen zulässig, die der Versor-
gung und allgemeinen Infrastruktur des Planungsgebiets dienen sollen.  

Der städtebauliche Entwurf zum Bebauungsplan sieht im südlichen und zentralen Bereich 
des neuen Wohnquartiers Aufenthaltsbereiche für Fußgänger in Form von öffentlichen Plät-
zen vor. Zur Funktionalität und Attraktivität dieser Aufenthaltsbereiche sind in den Teilberei-
chen SO1 und SO2 neben der Unterbringung von Stellplätzen auch die der Versorgung 
des Planungsgebiets dienende Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie untergeord-
nete Anlagen für kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke zulässig.  

Zudem sind in allen Teilbereichen des sonstigen Sondergebietes untergeordnete Sport- 
und Spielanlagen sowie die mit den zulässigen Nutzungen in Zusammenhang stehende 
Neben- und Infrastruktureinrichtungen, wie z.B. Trafostationen, Technikräume, öffentliche 
Toiletten, Elektroladesäulen, Carsharing, Packstationen, Fahrradverleih und -reparatur zu-
lässig. 

 Fläche für den Gemeinbedarf 

Im zentralen Bereich des neuen Wohnquartiers wird gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB eine 
Fläche für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung Kindertagesstätte (KITA) festgesetzt. 
Auf der Gemeinbedarfsfläche sind alle Gebäude, Anlagen und Einrichtungen für Kindergär-
ten, -krippen und -horte zulässig sowie die zugehörigen Nebeneinrichtungen (wie z. B. 
Spielplätze, Sportanlagen) und Stellplätze. Durch die Ausweisung der Fläche für Gemein-
bedarf mit der Zweckbestimmung Kindertagesstätte soll für die zukünftigen Bewohner ein 
Standort für eine Kindertagesstätte (KITA) gesichert werden. Der Bedarf ist durch den gro-
ßen Wohnanteil im Plangebiet gegeben. 
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 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung ergibt sich aus der maximal zulässigen Grundfläche (GR) 
und den Festsetzungen zur Wandhöhe (WH) als Höchstmaß, die differenziert in die jeweili-
gen Baufenster eingetragen wurden. Durch diese Festsetzungen wird das Maß der Nut-
zung hinreichend bestimmt, da die Festsetzung der Höhen die räumlich wirksame Höhe der 
Bauwerke auf das in dem städtebaulichen Umfeld verträgliche Maß beschränkt und mit der 
zulässigen GR die Größe der maximal bebaubaren Flächen definiert wird. 

Dabei kann die festgesetzte maximal zulässige Grundfläche im Allgemeinen Wohngebiet 
(WA) durch die Grundflächen der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen bis 
zu 50 vom Hundert überschritten werden, höchstens jedoch bis zu einer Grundflächenzahl 
(GRZ) von 0,8. Für die nicht durch Gebäude überbauten Teile der Tiefgaragen gilt, dass 
das darüber liegende Gelände zu begrünen ist. Hierdurch soll im Gegenzug ein ausrei-
chender Anteil an begrünter Freifläche gesichert werden.  

Die zulässige Grundfläche (GR) darf im Sonstigen Sondergebiet (SO) durch die Grundflä-
chen der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen bis zu einer Grundflächen-
zahl (GRZ) von 0,9 überschritten werden. Um eine ausreichende Eingrünung zu gewähr-
leisten, sind im Gegenzug die Fassaden der Garagengebäude zu begrünen. 

Bei Teilung von Baugrundstücken ist die zulässige Grundfläche (GR) anteilig der Fläche 
der überbaubaren Grundstücksfläche je Baugrundstück aufzuteilen, um eine gleichberech-
tigte Verteilung, insbesondere zu unterschiedlichen Realisierungszeitpunkten, zu gewähr-
leisten. 

Die Definition der erforderlichen Höhenbezüge folgt dem § 18 Abs. 1 der BauNVO. Die ma-
ximal zulässigen Wandhöhen (WH) der baulichen Anlagen beziehen sich auf die Höhe der 
fertiggestellten Verkehrsfläche (Straße, Wege) an dem jeweils in der Planzeichnung festge-
legten und zugeordneten Höhenbezugspunkt (in m über NHN im DHHN2016). Die Wand-
höhe (WH) ist das Maß zwischen dem zugeordneten Höhenbezugspunkt und oberem Ab-
schluss der Wand (bei Flachkonstruktionen bis 5° Dachneigung). 

Es wird festgesetzt, dass notwendige Dachaufbauten von untergeordneter Bedeutung die 
festgesetzte Wandhöhe überragen dürfen. Jedoch dürfen sie eine maximale Höhe von 3,0 
m über ihrem Durchstoßpunkt durch die Dachfläche nicht überschreiten und sind mindes-
tens um deren realisierte Höhe von den Gebäudeaußenkanten abzurücken. Die Grundflä-
chen der Dachaufbauten (mit Ausnahme von Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie und 
des Sonnenlichts) dürfen nicht mehr als 10% der Fläche des darunter liegenden Geschos-
ses betragen. 

Bei Flächen für den Gemeinbedarf bedarf es - anders als bei Baugebieten - nicht zwingend 
der Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung und der überbaubaren Grundstücksflä-
chen. Soweit städtebaulich erforderlich, sind entsprechende Festsetzungen jedoch mög-
lich. Um die Lage und Höhe der zukünftigen Bebauung zu sichern, wurde ein Baufenster 
mit einer maximal zulässigen Wandhöhe (WH) festgesetzt. Die Festsetzung erfolgt durch 
Eintrag in der Planzeichnung. 

 Überbaubare Grundstücksflächen 

Im Planungsgebiet werden die für Gebäude überbaubaren Grundstücksflächen durch Bau-
grenzen festgesetzt. Grundsätzlich dürfen Baugrenzen von Gebäuden und Gebäudeteilen 
nicht überschritten werden. Nach § 23 Abs. 2 und 3 BauNVO kann jedoch ein Vortreten 
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von Gebäudeteilen über die festgesetzten Baugrenzen in geringfügigem Ausmaß zugelas-
sen werden.  

Um genug Entwicklungsspielraum im Detail ermöglichen zu können, wurde festgelegt, dass 
untergeordnete Gebäudeteile wie Vordächer, Balkone, Erker, Wintergärten oder Terrassen-
überdachungen, die Baugrenze um bis zu 3,0 m überschreiten dürfen, sofern diese insge-
samt nicht mehr als zwei Drittel der Breite der Außenwand des jeweiligen Gebäudes in An-
spruch nehmen und mindestens 2,0 m von der gegenüberliegenden Nachbargrenze ent-
fernt bleiben. Hierdurch soll den geplanten architektonischen Konzepten die Möglichkeit zur 
Realisierung gegeben werden.  

Die nach Art. 6 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) vorgeschriebenen Abstandsflächen 
sind einzuhalten (vgl. Ziffer 7). Dies wird in den vorliegenden Fällen durch die Festsetzung 
maximaler Wandhöhen, die Größe und Ausrichtung der festgesetzten Baufenster sowie die 
Unterbringung der Stellplätze in Tiefgaragen und Garagengebäuden sichergestellt. Zudem 
gibt es einen großen Anteil nicht überbaubarer Grundstücksflächen, die begrünt und neu 
bepflanzt werden sollen. Nicht abstandsflächenrelevante bauliche Anlagen, sind nach § 23 
Abs. 5 BauNVO in den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zugelassen. 

In der Gemeinbedarfsfläche „Kindertagesstätte (KITA)“ sind Nebenanlagen gem. § 14 
BauNVO auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

 Flächen für Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen 

Die Anzahl der erforderlichen Stellplätze für Personenkraftwagen und Fahrräder ist nach 
der Satzung der Großen Kreisstadt Erding über die Ermittlung der Anzahl der Stellplätze für 
Personenkraftwagen und der Abstellplätze für Fahrräder (Stellplatzsatzung - StS) in der je-
weils gültigen Fassung zu ermitteln. Die erforderlichen Stellplätze sind jeweils nach den 
Regelungen der Satzung der Großen Kreisstadt Erding über die äußere Gestaltung der 
Stellplätze für Personenkraftwagen und der Abstellplätze für Fahrräder (Stellplatzgestal-
tungssatzung - StGS) zu gestalten. 

Die erforderlichen Stellplätze des Allgemeinen Wohngebiets sind im Baugebiet des WA1 
oberirdisch, für die Teilbereiche WA2 bis WA10 in Tiefgaragen oder in den Garagengebäu-
den des Sonstigen Sondergebiets SO1 bis SO3 nachzuweisen.  

Tiefgaragen sind in den Baugebieten des Allgemeinen Wohngebietes auch außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen, jedoch nur innerhalb der hierfür festgesetzten und be-
zeichneten Flächen (TGa) zulässig. Hierbei ist eine Überschreitungsmöglichkeit der maxi-
mal zulässigen überbaubaren Grundstücksfläche bis zu einer GRZ von 0,8 zugelassen (s. 
Festsetzung Ziffer II 3.5.). Sie sind vollständig unterirdisch anzulegen und, soweit sie nicht 
überbaut sind, mit einer durchwurzelbaren Erd- und Humusschicht zu überdecken und zu 
begrünen. So soll gewährleistet werden, dass ein möglichst hoher Freiflächenanteil im Bau-
gebiet verbleibt und damit eine hohe Wohnumfeldqualität erhalten wird. 

Im Sonstigen Sondergebiet dürfen Tiefgaragen nur in den Teilbereichen SO1 und SO2, in-
nerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen, errichtet werden. Zum Schutz des natürli-
chen Bodens ist jeweils maximal ein unterirdisches Geschoss zulässig. 
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 Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 

Der Planzeichnung ist zu entnehmen, dass im Planungsgebiet öffentliche Straßenverkehrs-
flächen festgelegt sind. Die im Plan dargestellte Unterteilung des Straßenraums und der 
Stellplätze dient als Hinweis.  

Die Wege, die vorrangig dem Fuß- und Radverkehr dienen, werden als Verkehrsflächen 
besonderer Zweckbestimmung „F+R“ festgesetzt. Zudem werden die Flächen, die vorran-
gig dem Fußverkehr dienen, als Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung "F" festge-
setzt. Diese Festlegungen sichern die über das Planungsgebiet hinausgehenden Wegebe-
ziehungen. 

Die Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung "Fußgängerbereich" sind im Zentrum 
und am südlichen Eingang des neuen Wohnquartiers den geplanten Garagengebäuden 
vorgelagert. Sie dienen in Verbindung mit den in den Sonstigen Sondergebieten zugelasse-
nen Nutzungen vorrangig dem Fußverkehr und als Aufenthaltsbereiche für Fußgänger. 

Bewusst zur Begrünung und Bepflanzung vorgesehene Bereiche des öffentlichen Straßen-
raums werden als Verkehrsgrün festgesetzt. Sie dienen zugleich der Versickerung des auf 
den öffentlichen Verkehrsflächen anfallenden Niederschlagwassers. Hierfür sind ab einer 
Breite von 2,5 m zu begrünende Mulden für die Versickerung vorzusehen.  

 Grünordnung 

Die Festsetzungen zur Grünordnung haben zum Ziel, qualitativ hochwertige Grünstrukturen 
zu schaffen und eine Einbindung in die Landschaft und die Umgebung dauerhaft zu ge-
währleisten. Darüber hinaus dienen sie der Verbesserung des Wasserhaushaltes, des Bo-
dens und des Mikroklimas im Geltungsbereich. 

Zur Sicherung der Durchgrünung sind die unbebauten Flächen der Grundstücke mit Rasen, 
Sträuchern und Bäumen zu bepflanzen. Geh-, Fahr- und Lagerflächen sowie Stellplätze 
sind auf das Mindestmaß zu beschränken. 

Um die dauerhafte Ein- und Durchgrünung des Gebietes zu gewährleisten, wird festge-
setzt, dass die als „zu pflanzen“ und „zu erhalten“ festgesetzten Bäume und Gehölze zu si-
chern und bei Absterben gleichwertig zu ersetzen sind und je 300 m² angefangener Grund-
stücksfläche der Baugebiete WA1-WA10 und der Fläche für Gemeinbedarf mindestens ein 
Baum zu pflanzen ist. Die Baumpflanzungen dienen der gestalterischen Aufwertung des 
Plangebiets sowie der ökologischen Funktion der Freiflächen. Durch die Pflanzung von 
Bäumen werden das Kleinklima verbessert, Verschattungswirkungen erzielt und die Aufhei-
zung der bebauten Flächen reduziert.  

In den Sondergebieten SO1-SO3 wird anstatt der Baumpflanzungen eine Fassadenbegrü-
nung festgesetzt. Diese trägt zur Durchgrünung des Plangebiets bei, erfüllt ökologische 
und klimatische Funktionen und trägt zur Einbindung der großvolumigen Baukörper in das 
Orts- und Landschaftsbild bei. Die großen Fassadenflächen eignen sich besonders für die 
Installation flächiger Begrünungssysteme. Daher sollen die gekennzeichneten Fassaden 
mit einem Anteil von mindestens 60% der Wandfläche begrünt werden. Zusätzlich wird ge-
mäß Planzeichnung für das WA 9 eine Fassadenbegrünung an den nördlichen und östli-
chen Gebäudefassaden festgesetzt, da aufgrund der erforderlichen Feuerwehraufstellflä-
chen eine Begrünung mittels Bäumen in diesem Bereich nur eingeschränkt realisierbar ist. 
Um eine Eingrünung der Gebäudefassaden zu gewährleisten, ist pro Laufmeter Rankhilfe 



Bebauungsplan Nr. 171 II und III westlich der Sandgrubensiedlung, Stadt Erding           Vorentwurf 

 

Seite 8  02. Juli 2026 

mindestens ein Kletter- bzw. Rankgehölz zu pflanzen. Diese Vorgabe zur Pflanzdichte so-
wie die Möglichkeit, Fassadenbegrünungssysteme zu verwenden, stellt sicher, dass eine 
dauerhaft funktionsfähige und standortgerechte Begrünung entsteht und die vorgesehenen 
klima- und stadtgestalterischen Wirkungen erreicht werden. 

Zusätzlich wird festgesetzt, dass die durch Planzeichen festgesetzten öffentlichen Grünflä-
chen mit Zweckbestimmung „Lärmschutzwall“ mit Sträuchern zu bepflanzen und mit Ansaat 
zu begrünen sind. Die Begrünung des Lärmschutzwalls dient neben der landschaftsgerech-
ten Gestaltung insbesondere der Minderung der visuellen Beeinträchtigung durch bauliche 
Lärmschutzanlagen sowie der ökologischen Aufwertung der Grünflächen. Um die planeri-
sche Gestaltung nicht einzuschränken, werden die Standorte sowie der Umfang der 
Strauchpflanzungen in der Planzeichnung hinweislich dargestellt. Innerhalb dieser öffentli-
chen Grünfläche sind bauliche Anlagen zum Zweck des Lärmschutzes, insbesondere 
Lärmschutzwände, zulässig, sofern sie der Funktion des Lärmschutzes dienen. 

Zur Begrünung des Straßenraums sind die als Verkehrsgrün festgesetzten Flächen mit 
standortgerechten Bäumen zu bepflanzen und durch Ansaat zu begrünen. Die Baumpflan-
zung trägt zur Verschattung und zur Reduktion der Aufheizung versiegelter Bereiche bei. 
Die Flächen dienen zugleich als Retentionsraum und werden somit multifunktional genutzt. 
Damit die Fläche beiden Funktionen (Begrünung und Retention) gerecht werden kann, wer-
den die Bäume hinweislich dargestellt. Dies ermöglicht, die Baumstandorte sowie die An-
zahl der Bäume so zu wählen, dass die Funktion der Fläche als Retentionsraum nicht be-
einträchtigt wird.  

Für Feuerwehrzufahrten sowie -aufstell- und -bewegungsflächen werden überwiegend öf-
fentlichen Straßenverkehrsflächen oder Fuß- und Radwege genutzt. Aufgrund der Abmes-
sungen und Wendekreise der Einsatzfahrzeuge der Feuerwehr sind insbesondere in Kur-
venbereichen sowie für erforderliche Aufstellflächen punktuelle Verbreiterungen dieser 
Wege notwendig. Daher wird festgesetzt, dass in öffentlichen Grünflächen und in den fest-
gesetzten Verkehrsflächen mit der Zweckbestimmung „Verkehrsgrün“ Feuerwehrzufahrten, 
-aufstell- und -bewegungsflächen zulässig sind. Die Ausführung mit wasserdurchlässigen 
Belägen gewährleistet, dass in diesen Bereichen die Funktionen der Grünflächen trotz not-
wendiger Befahrbarkeit weitgehend erhalten bleiben.  

Die im Süden entlang der Dachauer Straße sowie im Osten entlang des Fuß- und Radwe-
ges durch Planzeichen festgesetzten Baumstandorte dienen der verbindlichen Sicherung 
prägender, linearer Grünstrukturen mit besonderer städtebaulicher und freiraumgestalteri-
scher Bedeutung. Entlang der Dachauer Straße wird so eine bestehende Baumreihe aufge-
griffen und fortgeführt. Während im Süden und Osten begrünte Wälle eine klare Abgren-
zung und einen Lärmschutz nach außen herstellen, ermöglicht die Baumreihe im Osten in-
klusive Grünflächen eine grünordnerische Gliederung zur angrenzenden Wohnbebauung.  

Bei der Anordnung der durch Planzeichen festgesetzten Bäume sind Abweichungen von 
bis zu 10 m gegenüber der Planzeichnung zulässig. Diese Flexibilität ermöglicht es, auf 
vorhandene unterirdische Leitungen, Feuerwehrzufahrten oder andere technische Erforder-
nisse Rücksicht zu nehmen und unbeabsichtigte Härten zu vermeiden. Gleichzeitig eröffnet 
sie einen gewissen planerischen Spielraum für eine situationsgerechte Umsetzung. 

Für Baum- und Gehölzpflanzungen werden Mindestpflanzqualitäten festgesetzt, um einen 
guten Anwuchserfolg der Pflanzungen zu erzielen und eine gewisse optische Qualität zu 
erreichen. Damit sich die neugepflanzten Bäume entsprechend dem Begrünungsziel entwi-
ckeln und lange ihre Funktion erfüllen können, wird für die Neupflanzung die Umsetzung 
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des Regelwerkes „FLL- Empfehlung für Baumpflanzungen Teil 1 und Teil 2 festgesetzt. 
Das anerkannte Regelwerk fördert die langfristige Vitalität und Standsicherheit der Bäume.  

Die Festsetzung zur Mindestgröße der Pflanzgruben dient der Sicherstellung dauerhaft vi-
taler und standortgerechter Baumpflanzungen. Ein ausreichendes Volumen der durchwur-
zelbaren Bodenschicht ist Voraussetzung für eine gesunde Entwicklung der Bäume sowie 
ihre langfristige Erfüllung ökologischer und klimatischer Funktionen. Es sind auch über-
deckte Pflanzflächen zulässig (z.B. mit Baumrosten), wenn dies aus funktionalen Gründen 
erforderlich ist. So zum Beispiel, wenn in dem Bereich eine Überfahrbarkeit durch Fahr-
zeuge ermöglicht werden soll. 

Damit die Einbindung und Durchgrünung mit dem Bau der Gebäude gesichert ist, wird fest-
gesetzt, dass alle Pflanzungen und Ansaaten pro Bauabschnitt nach Herstellung der Be-
zugsfertigkeit, spätestens innerhalb der darauffolgenden Vegetationsperiode zu erfolgen 
haben. 

 Bauliche Gestaltung 

Die Festsetzungen zur baulichen Gestaltung dienen dazu, die im Plangebiet gegebenen 
besonderen Anforderungen an die äußere Gestaltung baulicher Anlagen umzusetzen mit 
dem Ziel der Erhaltung und Gestaltung eines zusammenhängenden Ortsbildes. 

Die im Geltungsbereich zulässigen Dachformen sind Flachdächer (FD) oder flach geneigte 
Dächer mit Dachneigungen unter 5° (gemessen zur Waagerechten). Bei untergeordneten 
Bauteilen, wie Vordächern und Oberlichtbändern, kann von der festgesetzten Dachform ab-
gewichen werden. Aus gestalterischen Gründen ist die oberste Geschossdecke von Gara-
gengebäuden als geschlossenes Dach auszubilden und technisch notwendige Dachauf-
bauten (wie z.B. Klima- und Belüftungsanlagen) mit einer blickdichten Verkleidung einzu-
hausen. 

Die Festsetzung zur Begrünung von Flachdächern dient der Verbesserung des Mikroklimas 
und der Entlastung der Entwässerungssysteme. Dabei sollen die Dachflächen einen Bei-
trag zum Regenwassermanagement leisten. Durch eine Mindestdurchwurzelungsschicht 
von 12 cm wird ein dauerhafter Begrünungserfolg gewährleistet. Die Festsetzungen zur 
Dachbegrünung in Kombination mit Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie und 
zur Wandbegrünung tragen zu einer nachhaltigen Energienutzung und Klimavorsorge bei. 
Ergänzend sind zudem Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie und des Sonnenlichts 
sind auch an Fassaden zulässig, wenn die Anlagen aus rechteckigen, auf die Fassade ab-
gestimmten Einzelflächen bestehen und parallel zur Fassade montiert sind. 

Werbeanlagen sollen das Ortsbild nicht beeinträchtigen. Daher wurden Festsetzungen zu 
deren Lage und Größe getroffen. Die festgelegte Größe der Werbeanlagen orientiert sich 
an der vorgesehenen Bebauung und den in Wohngebäuden üblichen Nutzungen. So sind 
es unter Berücksichtigung des vorhandenen Charakters der Bebauung überwiegend freie 
Berufe, die in dem von der Wohnnutzung geprägten Gebiet durch Werbung auf sich auf-
merksam machen wollen. Dementsprechend dürfen Werbeanlagen nur am Ort der Leis-
tung im Erdgeschossbereich an der Hauswand angebracht werden und eine Größe von 1 
m² nicht überschreiten. Die Werbung einzelner Geschäfte, Praxen, Büros und Ladenlokale 
eines Gebäudes sind im Allgemeinen Wohngebiet in einer gemeinsamen Anlage zusam-
menzufassen. Innerhalb des sonstigen Sondergebiets (SO) gelten die Bestimmungen des 
Allgemeinen Wohngebiets (WA). Werbeanlagen dürfen jedoch eine Größe von jeweils bis 
zu 2 m² besitzen. Aufgeständerte und am Dach befestigte Werbeanlagen sind unzulässig. 
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Lauflichter und elektronische Laufbänder mit Blink- und Sprungeffekten sind ausgeschlos-
sen. 

Einfriedungen sind im Allgemeinen Wohngebiet (WA) aus gestalterischen Gründen ortsbild-
typisch nur als HoIzstaketenzäune, Hecken oder dicht hinterpflanzte Maschendraht- / Git-
terzäune ohne Sockel bis zu einer Höhe von maximal 1,20 m zulässig. Zur Sicherung der 
Aufenthaltsqualität mit öffentlichem Charakter und aus gestalterischen Gründen sind Ein-
friedungen in den Sonstigen Sondergebieten nur als Abtrennungen durch Hecken bis zu 
einer Höhe von maximal 1,20 m zugelassen. Für die Durchlässigkeit von Kleintieren ist 
eine Bodenfreiheit bei nicht pflanzlichen Einfriedungen von mind. 10 cm erforderlich. Be-
zugspunkt für die Einfriedungen ist die Oberkante des fertiggestellten Geländes. 

In den Flächen für den Gemeinbedarf richtet sich die Gestaltung der Einfriedungen nach 
den Regelungen des Gesetzes zur Ausführung des Bürgerlichen Gesetzbuchs (AGBGB) 
speziell zu den Grenzabständen von Pflanzen (Art. 47 und Art. 48). 

 Technische Infrastruktur, Vorhalteflächen für Niederschlagswasser 

Im Sonstigen Sondergebiet sind an den durch Planzeichen festgesetzten Standorten Flä-
chen für die der Versorgung des Baugebiets mit Elektrizität notwendigen Trafostationen 
vorzusehen. Bei technischem Erfordernis sind Abweichungen bis 10 Meter gegenüber der 
Planzeichnung zulässig. Weitere der Versorgung der Baugebiete mit Elektrizität, Gas, 
Wärme und Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser dienende Nebenanlagen können 
nach § 14 Abs. 2 BauNVO in den Baugebieten als Ausnahmen zugelassen werden, auch 
wenn für im vorliegenden Bebauungsplan keine Flächen oder Standorte festgesetzt sind.  

Das anfallende Niederschlagswasser von Dachflächen und sonstigen befestigten Flächen 
ist oberflächig und möglichst breitflächig auf dem Baugrundstück (bspw. in Versickerungs-
mulden oder -gräben und in Grünflächen) zu versickern. Eine Versickerung über Rigolen 
kann zugelassen werden, sofern nachgewiesen wird, dass die Flächen für nur oberflächige 
Versickerung nicht ausreichen. Die Pflicht zur Versickerung entfällt, soweit das Nieder-
schlagswasser beispielsweise als Brauchwasser oder für die Gartenbewässerung genutzt 
wird. Das Niederschlagswasser darf nicht über öffentliche Flächen entwässert oder zur 
Versickerung gebracht werden.  

Zur Überprüfung der Auswirkungen der Niederschlagsversickerung im Planungsgebiet 
wurde ein hydrogeologisches Gutachten (Wagerer GeoConsult, München, 22. April 2014) 
erstellt. Dieses empfiehlt, dass künftige Versickerungsanlagen im größtmöglichen Abstand 
von den benachbarten Grundstücken der Sandgrubensiedlung und möglichst stromseitlich 
angeordnet werden sollen. In den Baugebieten sind entsprechend „Vorhalteflächen“ darge-
stellt, die zur Versickerung des in den Baugebieten anfallenden unverschmutzten Nieder-
schlagswassers vorzuhalten und von einer Überbauung freizuhalten sind. Die Flächen lie-
gen entsprechend den Empfehlungen des hydrologischen Gutachtens in den der Sandgru-
bensiedlung abgewandten Bereichen der Baugebiete. Die Größe der Vorhalteflächen ba-
siert auf dem „Entwässerungskonzept Erdbeerfeld“ vom Büro Björnsen Beratende Ingeni-
eure BCE mit Stand November 2025. Kann die Versickerung auf anderen Flächen nachge-
wiesen werden, entfällt die Pflicht zur Vorhaltung.  

Die im Zuge des hydrogeologischen Gutachtens im Geltungsbereich errichteten Grundwas-
sermessstellen sind in der Planzeichnung als Hinweis gekennzeichnet. Sie sind vor Be-
schädigung zu schützen und dauerhaft zugänglich zu halten. 



Vorentwurf Bebauungsplan Nr. 171 II und III westlich der Sandgrubensiedlung, Stadt Erding 

 

02. Juli 2026  Seite 11 

 Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich von Eingriffen 

Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB ist der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigun-
gen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts 
bei der Aufstellung und Abwägung der Bauleitpläne zu berücksichtigen. Die methodische 
Vorgehensweise bei der Ermittlung des Ausgleichsumfangs erfolgte nach dem Leitfaden 
„Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft - Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“ des 
Bayerischen Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr (2003). 

Danach ergibt sich ein Ausgleichbedarf von 29.039 m². Der Ausgleich von 28.769 m² wird 
außerhalb des Geltungsbereiches auf den Flächen A1- A4 umgesetzt. Die Sicherung der 
Flächen erfolgt über städtebauliche Verträge. Der Ausgleich der Eingriffe in öffentliche Flä-
chen mit einem Bedarf von 341 m² wird über das städtische Ökokonto abgedeckt. Die Zu-
ordnung der Fläche erfolgt im weiteren Verfahren.  

Die Entwicklungsziele, Herstellungs- und Pflegemaßnahmen sind in der Unterlage zur bau-
planungsrechtlichen Eingriffsermittlung dargestellt.  

 Immissionsschutz  

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 171 II und III „für das Gebiet westlich 
der Sandgrubensiedlung“ der großen Kreisstadt Erding wurde bzgl. der Geräuschemissio-
nen und -immissionen das Gutachten der Lärmschutzberatung Steger & Partner GmbH, 
Bericht Nr. 3432-01/B1/pel vom 10.03.2026 erstellt. Es kommt zu folgenden Ergebnissen: 

Verkehrsgeräusche 

In der schalltechnischen Untersuchung wurden die auf das Planungsgebiet einwirkenden 
Verkehrsgeräuschimmissionen aus den gebietsinternen Straßen und den am Planungsge-
biet entlang verlaufenden Straßen Sigwolfstraße und Dachauer Straße prognostiziert und 
beurteilt. Dabei wurde eine insgesamt 5 m hohe Wall-Wandkombination entlang dieser bei-
den Straßen berücksichtigt. 

Tagsüber und nachts sind die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 entlang 
der Sigwolfstraße und der Dachauer Straße in den Erdgeschossen i.d.R. eingehalten und 
in den Obergeschossen aufgrund der deutlich geringeren Abschirmwirkung der Wall-Wand-
Kombinationen tags um maximal 12 dB(A) und nachts um maximal 13 dB(A) überschritten. 

An den internen Erschließungsstraßen ergibt die Berechnung Überschreitungen der Orien-
tierungswerte von maximal 5 dB(A) tags bzw. 7 dB(A) nachts. 

Die Überschreitungen der Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung /6/ 
sind um jeweils 4 dB(A) geringer. Sie sind tagsüber in 8 und nachts in 14 Baufeldern über-
schritten. 

Da eine weitere Erhöhung der Wall-Wand-Kombinationen nur noch zu vergleichsweise ge-
ringen zusätzlichen Pegelminderungen in den obersten Geschossen führen würde, wird 
aus städtebaulichen Erwägungen auf eine weitere Erhöhung verzichtet. Die Anforderungen 
an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse werden durch die Festsetzung baulicher Schall-
schutzmaßnahmen an den Gebäuden sichergestellt. 

Gewerbegeräusche 

Auf das Planungsgebiet wirken von Westen die gewerblichen Geräuschimmissionen der 
großflächigen Gewerbeflächen westlich der Sigwolfstraße (Bebauungsplan Nr. 168) ein. In 
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dem Bebauungsplan des Gewerbegebietes sind Geräuschemissionskontingente festge-
setzt, die gewährleisten, dass im Planungsgebiet des Bebauungsplanes Nr. 171 II und III 
die Immissionsrichtwerte der TA-Lärm bzw. die schalltechnischen Orientierungswerte der 
DIN 18005 /13/ eingehalten werden. 

Auf der im Bebauungsplan als „öffentliche Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestim-
mung: Fußgängerbereich“ gekennzeichneten Fläche in der Teilfläche SO1 des Planungs-
gebietes ist ein Café geplant. Die von dem Café ausgehenden Geräusche sind im Geneh-
migungsverfahren zu prognostizieren und nach TA-Lärm zu beurteilen. Ggf. sind Schall-
schutzmaßnahmen baulicher oder organisatorischer Art zu beauflagen. 

Eine Überschreitung der Orientierungswerte bzw. der Immissionsrichtwerte ist daher auch 
aus diesem Grund an den zukünftigen Wohngebäuden nicht zu erwarten. 

Geräusche der Kindertagesstätte 

Gemäß § 22 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes ist der von Kindertageseinrichtungen 
und Kinderspielplätzen ausgehenden Kinderlärm privilegiert und „im Regelfall keine schäd-
liche Umwelteinwirkung“. Bei der Beurteilung der Geräuscheinwirkungen dürfen Immissi-
onsgrenz- und -richtwerte nicht herangezogen werden.  

Dennoch sind bei der Abwägung aller Belange im Rahmen des Bebauungsplanaufstel-
lungsverfahrens auch die Geräuschimmissionen der Kindertagesstätte zu berücksichtigen 
und es ist zu prüfen, ob Lärmminderungsmaßnahmen erforderlich sind. 

In der schalltechnischen Untersuchung wurden daher die Geräuschimmissionen im Umfeld 
der KiTa ermittelt und hilfsweise anhand des schalltechnischen Orientierungswertes der 
DIN 18005 für den Tag beurteilt. Es zeigte sich, dass dieser eingehalten ist. 

Dennoch ist der Schallschutz bei Planung und Betrieb der Kindertagesstätte zu beachten. 
Daher wurden in der schalltechnischen Untersuchung Schallschutzmaßnahmen vorge-
schlagen. 

Geräusche aus den Parkhäusern 

In den Baufeldern SO1, SO2 und SO3 (Mobilitätsstationen) sind Parkhäuser für die Anwoh-
ner geplant. 

Für Geräuschimmissionen von Pkw-Stellflächen, die durch die im Gebiet zulässige Wohn-
nutzung induziert werden, sind die Vorgaben der TA-Lärm gemäß aktueller Rechtspre-
chung nicht unmittelbar anzuwenden. Sie geben jedoch bei der Beurteilung eine Orientie-
rungshilfe und sind bei der Ermittlung der Anforderungen an den baulichen Schallschutz 
mit zu berücksichtigen. Daher wurden in der schalltechnischen Untersuchung die Geräu-
schimmissionen aus den Parkhäusern prognostiziert und hilfsweise anhand des schalltech-
nischen Orientierungswertes der DIN 18005 für den Tag beurteilt.  

Die Geräuschbelastung aus den Parkhäusern wurde bei der Ermittlung der Anforderungen 
an den baulichen Schallschutz mitberücksichtigt. 

Baulicher Schallschutz 

Die Verkehrsgeräuschbelastung ist zum einen abhängig vom Abstand der Gebäudefas-
sade von der Straße und zum anderen vor allem abhängig u. a. vom Verkehrsaufkommen, 
der Verkehrszusammensetzung und der Fahrzeuggeschwindigkeit. Diese Parameter kön-
nen sich im Laufe der Zeit verändern. Entsprechend verändern sich auch die Anforderun-
gen an den baulichen Schallschutz.  
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Es ist deshalb nicht zweckmäßig, den baulichen Schallschutz als Zahlenwert auf Basis ei-
ner Momentaufnahme zum Zeitpunkt des Planungsverfahrens festzusetzen. Da jedoch die 
Beurteilungspegel an den Gebäuden nicht nur die schalltechnischen Orientierungswerte 
der DIN 18005 sondern auch die Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärmschutzverord-
nung überschreiten, ist es zur Berücksichtigung der allgemeinen Anforderungen an ge-
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse im Sinne von § 1 Abs. 6 Nummer 1 BauGB erforder-
lich, dafür Sorge zu tragen, dass ausreichend baulicher Schallschutz gegen Außenlärm 
vorhanden ist, um zumindest im Inneren der Gebäude die Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleisten zu können. 

Aufgrund der möglichen Veränderungen der Anforderungen an den baulichen Schallschutz, 
sei es durch Veränderung der Geräuschemission oder sei es durch Änderung der bau-
rechtlichen Anforderungen, wird der heute erforderliche bauliche Schallschutz nicht festge-
setzt. Ausreichender Schallschutz gegen Außenlärm muss gemäß der nach Art 81a BayBO 
als technische Baubestimmung eingeführten DIN 4109 in der zum Zeitpunkt der Errichtung 
des Gebäudes maßgeblichen Fassung auch ohne besondere Festsetzung im Bebauungs-
plan beim Bauvollzug beachtet werden. Einer darüberhinausgehenden zusätzlichen Fest-
setzung bedarf es nicht. 

Dennoch werden in den Hinweisen zum Bebauungsplan die zum Zeitpunkt der Erstellung 
des Schalltechnischen Gutachtens zur Erfüllung der Anforderungen an den baulichen 
Schallschutz gegen Außenlärm ausreichenden gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-
Maße informativ angegeben. In Bezug auf die einwirkenden Beurteilungspegel der Ver-
kehrsgeräuschimmissionen in Verbindung mit den im Planungsgebiet zulässigen Gewerbe-
geräuschen ergeben sich für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in 
Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume und ähnliche Anforderungen an den baulichen 
Schallschutz in Höhe von erf. R'w,ges ≥ 35 - 41 dB. Für Büroräume und ähnliches gelten um 
5 dB geringere Anforderungen. 

Zur Berücksichtigung ortsüblicher Geräusche (Spielen von Kindern, Pkw-Verkehr auf den 
Erschließungsstraßen, Rasenmäher, etc.) wird empfohlen, auch bei geringeren Anforde-
rungen grundsätzlich ein Schalldämm-Maß von R'w,ges ≥ 35 dB einzuhalten, welches von 
den heute üblichen Bauweisen in der Regel ohne erheblichen Mehraufwand erreicht wird. 

Aufgrund von berechneten Beurteilungspegeln über 45 dB(A) während der Nachtzeit, ab 
dem auch nur bei gekippt geöffnetem Fenster in der Regel ungestörter Schlaf nicht mehr 
möglich ist, wurde der Einbau von Einrichtungen zur Raumbelüftung festgesetzt, die auch 
bei geschlossenen Fenstern ausreichenden Luftwechsel sicherstellen. 

 Hochwasserschutz 

Innerhalb des frühzeitigen Beteiligungsverfahrens wurde vom Wasserwirtschaftsamt Mün-
chen eine Stellungnahme mit Empfehlungen zum Vorgehen bezüglich des Hochwasser-
schutzes im Baugebiet und dessen Umfeld abgegeben. 

So wurden laut Wasserwirtschaftsamt die Bebauungspläne Nr. 171 I bis III bislang aus 
wasserwirtschaftlicher Sicht als unproblematisch betrachtet. Es hat sich jedoch im Zuge der 
Erstellung des Hochwasserschutzkonzeptes am Itzlinger Graben herausgestellt, dass die 
Verrohrung des Itzlinger Grabens ab der Franzensbader Straße eine geringere Leistungs-
fähigkeit aufweist als bisher unterstellt und es daher auch zu einer Überschwemmung der 
Dachauer Straße an der südöstlichen Ecke und einem Eindringen des Hochwassers in den 
Geltungsbereich des Bebauungsplans kommen kann. 
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Aus Sicht des Wasserwirtschaftsamts München ergeben sich folgende Planungsansätze 
zum Hochwasserschutz: 

 Durch den Lärmschutzwall an der Dachauer Straße entsteht ein Hochwasserschutz für 
das Planungsgebiet, der Grünstreifen an der Ostseite müsste zusätzlich etwas ange-
hoben werden, damit im Falle des Falles keine Umströmung des östlichen Endes des 
Lärmschutzwalles erfolgt. 

 Die im Hochwasserschutzkonzept aufgezeigten Ansätze zum Hochwasserschutz am 
Itzlinger Graben sind, ggf. unter Einbeziehung zusätzlicher Varianten, mit Nachdruck 
weiter zu verfolgen. 

 Für die Übergangszeit sollten technische und organisatorische Vorkehrungen für 
Hochwassereinsätze am Itzlinger Graben (Bedienung des Rechens und des Schützes 
an der Wasserwerksstraße zur optimalen Ausnutzung der vorhandenen Kapazität der 
Verrohrung, provisorischer Hochwasserrückhalt südlich der B 388) getroffen werden. 

Die vom Wasserwirtschaftsamt München beschriebenen Ansätze sollen bei der Umsetzung 
des Vorhabens berücksichtigt werden.  

 Abstandsflächen  

Nach Art. 6 Abs. 5 BayBO beträgt die Tiefe der Abstandsflächen 0,4 H, jeweils aber min-
destens 3 m. Für solche Regelungen in Bebauungsplänen gilt § 33 BauGB entsprechend. 
Nach Art. 6 Abs. 2 BayBO müssen Abstandsflächen auf dem Grundstück selbst liegen. Sie 
dürfen sich ganz oder teilweise auf andere Grundstücke erstrecken, wenn rechtlich oder 
tatsächlich gesichert ist, dass sie nicht überbaut werden, oder wenn der Nachbar gegen-
über der Bauaufsichtsbehörde schriftlich zustimmt; die Zustimmung des Nachbarn gilt auch 
für und gegen seinen Rechtsnachfolger.  

Bei Umsetzung der maximal zulässigen Wandhöhe liegt die nach Bauordnungsrecht erfor-
derliche nördliche Abstandsfläche des Sonstigen Sondergebietes SO 3 teilweise in den 
Vorhalteflächen zur Niederschlagswasserversickerung des Allgemeinen Wohngebietes WA 
10, die gem. Ziffer II Textliche Festsetzung 7.2 von Bebauung freizuhalten sind. Die Ab-
standsfläche überdeckt sich nicht mit anderen Abstandsflächen. Die allgemeinen Anforde-
rungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und eine ausreichende Belichtung und 
Belüftung können somit sichergestellt werden. Die nach Art. 6 Abs. 2 BayBO erforderlichen 
Nachweise oder Zustimmungen sind gegenüber der Bauaufsichtsbehörde vorzulegen. 

 Brandschutz 

Der vorbeugende bauliche und der abwehrende Brandschutz durch die örtliche Feuerwehr 
muss gewährleistet werden. Dazu sind die gültigen Vorschriften, insbesondere die "Richtli-
nien über Flächen für die Feuerwehr" (Technische Baubestimmung Bayern) sowie die DIN 
14090 „Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken“ einzuhalten. Die Brandschutzdienst-
stelle soll im Rahmen des Bauantrages im Freistellungs- oder Baugenehmigungsverfahren 
angehört werden. Die Bereitstellung von Löschwasser aus öffentlichen Trinkwasserversor-
gungsnetzen erfolgt gemäß der Richtlinie DVGW-Arbeitsblatt W 405. Das Arbeitsblatt diffe-
renziert zwischen Grundschutz und Objektschutz. Der Grundschutz, also die Bereitstellung 
von Löschwasser für Wohn- und Gewerbegebiete, wird durch die Träger des örtlichen 
Brandschutzes sichergestellt. Der Objektschutz, also die Löschwasserversorgung für spezi-
elle Objekte, muss vom jeweiligen Vorhabenträger sichergestellt werden. 
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 Denkmalpflege 

Hingewiesen werden soll auf die im Umfeld und innerhalb des Geltungsbereichs gelegenen 
vom Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege verzeichneten Bodendenkmäler. 

Südlich gelegen und südwestlich hineinragend: 
Denkmalnummer D-1-7637-0045 „Siedlung des Endneolithikums und der frühen Bronze-
zeit, Brandgräber und Siedlung der Urnenfelderzeit, Siedlung der römischen Kaiserzeit so-
wie Grabenwerk vor- und frühgeschichtlicher Zeitstellung“. 

Im Westen angrenzend und westlich in den Geltungsbereich hineinragend: 
Denkmalnummer D-1-7637-0360 „Körpergräber des Spät- oder Endneolithikums, Siedlung 
der frühen Bronzezeit, Siedlung und Brandgräberfeld der Urnenfelderzeit, Siedlung und 
Herrenhof der Hallstattzeit, Siedlung und Bestattungen der Laténezeit, Siedlung der römi-
schen Kaiserzeit und Körpergräber der späten römischen Kaiserzeit sowie Siedlung des 
frühen Mittelalters.“ 

Innerhalb des Geltungsbereichs im Osten: 
Denkmalnummer D-1-7637-0540 „Brandgräber mit Grabgärten der späten Latènezeit“. 

 
Abb. 2:  Ausschnitt Bayerischer Denkmal-Atlas, Juni 2026, Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 

Die zuständige Untere Denkmalschutzbehörde hat im Zuge der frühzeitigen Beteiligungen 
nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB für den Bebauungsplan Nr. 171 II und III in den Jah-
ren 2013 und 2014 zu den denkmalfachlichen Belangen bereits eine Stellungnahme abge-
geben. 

D-1-7637-0360 

D-1-7637-0045 

D-1-7637-0540 
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Grundlegend sind Bodendenkmäler gern. Art. 1 DSchG in ihrem derzeitigen Zustand vor 
Ort zu erhalten sind. Der ungestörte Erhalt dieser Denkmäler vor Ort besitzt aus Sicht des 
Bayerischen Landesamts für Denkmalpflege Priorität. Weitere Planungsschritte sollten die-
sen Aspekt bereits berücksichtigen und Bodeneingriffe auf das unabweisbar notwendige 
Mindestmaß beschränken. 
Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege empfiehlt in der Stellungnahme eine Umpla-
nung des Vorhabens zu prüfen, um Eingriffe in die Denkmalsubstanz zu vermeiden oder zu 
verringern, z.B. durch Verlagerung I Umplanung des Vorhabens an einen anderen Stand-
ort.  
Nach Prüfung und Abwägung aller Belange soll an dem Vorhaben festgehalten werden.  
Als Ersatzmaßnahme ist nach Angaben der Denkmalbehörde eine konservatorische Über-
deckung des Bodendenkmals oder eine archäologische Ausgrabung durchzuführen. 
 
Für die Durchführung dieser Maßnahmen und für Bodeneingriffe aller Art ist eine denkmal-
rechtliche Erlaubnis gern. Art. 7.1 DSchG notwendig, die von der zuständigen Unteren 
Denkmalschutzbehörde bereits erteilt wurde.  
 
Im Herbst 2014 wurde die Fa. SingulArch von den damaligen Eigentümern mit der Be-
obachtung des Oberbodenabtrages und der anschließenden Grabung auf den Flurstücken 
1710, 1710/1, 1711, 1712, 1714 und 1715 in der Gemarkung Altenerding beauftragt. 
Die archäologische Untersuchung war von der Unteren Denkmalschutzbehörde der  
großen Kreisstadt Erding und dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege (BLfD)  
aufgrund des archäologischen Befundes in den bereits untersuchten Nachbarflächen  
beauflagt worden.  
Im Zuge des Oberbodenabtrages einer 2 ha großen Fläche kamen Siedlungsbefunde und  
Gräber der vorrömischen Eisenzeit und des frühen Mittelalters und ein Abschnitt des alten  
Weges zwischen Niederding und Heiligblut in Altenerding zu Tage. Bis zur Winterpause am 
22.12.2014 wurden, mit Ausnahme der Wegtrasse, die festgestellten Befunde fertig unter-
sucht. 
Der Oberbodenabtrag der knapp 2 ha großen Restfläche kam nicht zustande, da die Stadt 
Erding im März 2015 einen General-Planungsstopp erlassen musste. Die Erdarbeiten und 
Grabung wurden bis zur Wiederaufnahme des Projektes gestoppt.  
Die Ergebnisse der bisherigen Ausgrabung sind in dem Kurzbericht Nr. G-2014, M-2014-
1649-2 (Bearbeitungsstand 01.09.2015) der Fa. SingulArch zusammengefasst. Dokumen-
tation und Funde wurden dem Landesamt für Denkmalpflege übergeben.  

 Abwasserentsorgung und Niederschlagswasser 

Sämtliche Bauvorhaben sind vor Nutzungsaufnahme an die Kanalisation anzuschließen. 
Zwischenlösungen werden nicht zugelassen. Die Grundstücksentwässerungsanlage muss 
nach den anerkannten Regeln der Technik erstellt werden. Die Bemessung der Anlagen 
hat nach dem Arbeitsblatt DWA-A 138-1 „Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswas-
ser – Teil 1: Planung, Bau, Betrieb“ und dem Merkblatt DWA-M 153 „Handlungsempfehlun-
gen zum Umgang mit Regenwasser“ der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Ab-
wasser und Abfall (DWA) zu erfolgen. Außerdem sind die Verordnung über die erlaubnis-
freie schadlose Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser (Niederschlagswas-
serfreistellungsverordnung – NWFreiV) und die Technische Regeln zum schadlosen Einlei-
ten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) zu beachten.  
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Werden die Anwendungsvoraussetzungen der NWFreiV und der TRENGW nicht eingehal-
ten, dann ist ein Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis bei der Stadt Erding zu stellen. 

 Sichtdreiecke 

Innerhalb der im Bebauungsplan eingezeichneten Sichtdreiecke dürfen keine oberirdischen 
baulichen Anlagen errichtet werden, welche die Sichtbeziehungen des einmündenden Stra-
ßenverkehrs behindern. Die Verkehrssicherheit darf nicht beeinträchtigt werden. Baum-
pflanzungen im Bereich der Sichtdreiecke sind im Einzelfall mit der Straßenbauverwaltung 
abzustimmen. 

 Klimaschutz 

Nach § 1a Abs. 5 BauGB soll bei der Aufstellung von Bauleitplänen den Erfordernissen des 
Klimaschutzes sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch 
durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. 

Die vorliegende Bebauungsplanung kann insbesondere durch die nachfolgend aufgeführ-
ten Festlegungen zu einer Verbesserung der Energieeffizienz und einer klimawirksamen 
Gestaltung beitragen: 

 Festlegungen einer kompakten Bauweise, die eine Minimierung der Außenwandflä-
chen begünstigt. 

 Die Festsetzung der Wandhöhen und ein ausreichender Abstand zu benachbarten Ge-
bäuden unter Berücksichtigung des Ziels einer angemessenen Verdichtung vermeidet 
Verschattung. 

 Festlegungen zur Dach- und Wandbegrünung in Kombination mit Anlagen zur Nutzung 
der Sonnenenergie und des Sonnenlichts. 

 Festsetzungen zu Regenwasserrückhaltung und -versickerung. 

 Festsetzungen von Bepflanzungen inklusive Bepflanzungsdichten und Grünflächen. 

Die Festsetzungen wurden für eine klimawirksame Gestaltung mit Maßnahmen zur Grün-
flächensicherung und zur Begrünung verknüpft, z. B. Festsetzungen zu den nicht überbau-
baren Grundstücksflächen, zur Regenwasserversickerung, zur Oberflächengestaltung und 
zu Baumpflanzungen. Darüber hinaus tragen die Vorgaben zur Dach- und Fassadenbegrü-
nung zu einer energiesparenden Bauweise bei, da Wärmeverluste zusätzlich gemindert 
werden können. Zudem dienen die Festlegungen zur Dachform und -begrünung auch der 
Regenwasserrückhaltung. 

 Städtebauliche Entwicklung durch Maßnahmen der Innenentwicklung 

Nach § 1 Abs. 5 BauGB soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen 
der Innenentwicklung erfolgen, mit der Zielsetzungen der Stärkung der Innenbereiche, der 
Vermeidung der Neuinanspruchnahme von Flächen auf der „Grünen Wiese“ und der Wah-
rung und Stärkung der Urbanität und der Attraktivität von Städten und Gemeinden. 

Die vorliegende Entwicklung schließt an vorhandene Infrastrukturen und an Flächen mit 
vorhandener Bebauung an. Mit der nördlich angrenzenden Bebauung aus dem Bebau-
ungsplan Nr. 171 Teilgebiet I wurde der erste Abschnitt zur Bebauung der Fläche westlich 
der Sandgrubensiedlung begonnen. Mit der vorgesehenen Planung für die Teilgebiete II 
und III wird die Bebauung bis zur Dachauer Straße fortgeführt und Wohnraum auf einer 
vielmehr dem Innenbereich zuzuordnende Fläche geschaffen. Die Fläche ist zu zentralen 
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Funktionen der Stadt und zur Innenstadt günstig gelegen. Mit der Planung werden die Fuß- 
und Radwegeverbindungen zwischen dem Stadtzentrum und dem Gewerbegebiet West 
verbessert sowie das Angebot an öffentlichen Grünflächen ergänzt. 

 Flächenbilanz 

Flächennutzung Flächengröße 
Öffentliche Grünflächen       3.591 m² 
Öffentliche Grünfläche, Lärmschutzwall     6.333 m² 
Straßenverkehrsfläche        7.985 m² 
Verkehrsgrün           2.632 m² 
Fuß- und Radwege         4.734 m²  
Fußwege                 136 m² 
Verkehrsberuhigter Bereich          823 m² 
 
Fläche für Gemeinbedarf  
mit der Zweckbestimmung Kindertagesstätte (KITA)    2.623 m² 
 
Sonstiges Sondergebiet (SO)       6.133 m² 
 
Allgemeines Wohngebiet (WA)     48.367 m² 
   
Summe (Größe Geltungsbereich)    83.357 m² 
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